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1 Umriss des Dissertationsvorhabens

Die (materielle) Insolvenz eines Schuldners stellt sowohl für die Gläubiger als auch für
den Schuldner selbst eine Zäsur dar. Die Gläubiger verlieren in den allermeisten Fällen
einen großen Teil ihrer berechtigten Forderungen gegen den Schuldner. Dieser wiederum
steht vor dem Verlust seines Vermögens und meist auch seiner gesellschaftlichen Stellung
um wenigstens einen Teil seiner offenen Verbindlichkeiten decken zu können. Abgewickelt
wird diese (letzte) Auf- und Verteilung des Vermögens im durch die Gerichte durchge-
führten Insolvenzverfahren. Dabei greift das Insovenzverfahren auch wesentlich in die
materiellrechtlichen Beziehungen des Schuldners und seiner Gläubiger ein.

Der weit gefasste Schutzbereich der in mehreren Rechtsgrundlagen garantierten Eigen-
tumsgarantie umfasst neben dem begrifflich klar umfassten zivilrechtlichen Eigentum
auch Ansprüche aus obligatorischen Schuldverhältnissen.1 Staatliche Einschränkungen
oder Veränderungen von Schuldverhältnissen müssen daher unter anderem an diesem
Grundrecht gemessen werden. Es unterliegen damit auch alljene Rechtsbeziehungen der
Eigentumsgarantie, welche im Insolvenzfall des Schuldners durch das materielle Insol-
venzrecht eine Veränderung erfahren.

Dabei ist an viele verschiedene Momente in einem Insolvenzverfahren zu denken, welche
eine Veränderung der zivilrechtlichen Positionen von Gläubigern und Schuldner mit sich
bringen. Dem Gesetzgeber obliegt es dabei in vielen Fällen Wertungen zu treffen, wie
diese Veränderungen ausgestaltet sind bzw wie die Abgrenzungen zwischen der einen
oder der anderen Rechtsfolge ausgestaltet ist. All diese Entscheidungen des Gesetzge-
bers unterliegen unter anderem dem Prüfungsmaßstab der Eigentumsgarantie. Einige
dieser Berührungspunkte zwischen dem Insolvenzrecht und der Eigentumsgarantie sind
im Folgenden exemplarisch dargestellt.

Mit Eröffung des Insolvenzverfahrens bildet sich die sogenannte Insolvenzmasse, welche,
grob gesprochen, aus dem exekutionsunterworfenen Vermögen des Schuldners besteht
und letztendlich zur Befriedigung der offenen Forderungen verwendet wird. Dabei hat
der Gesetzgeber eine Abgrenzung zwischen dem zur Insolvenzmasse gehörenden und
nicht dazu gehörenden Vermögen zu treffen. Diese Abgrenzung ist konform mit der
Eigentumsgarantie auszugestalten.

1Vgl. Berka, Die Grundrechte (1999) Rz 712.
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Die Zuordnung der Gläubiger zu den verschiedenen Gläubigerkategorien bestimmt we-
sentlich die Höhe der noch zu erwartenden Deckung der Forderung. Dabei wird zwischen
den Aussonderungs-, Absonderungs- und Massegläubigern einerseits und den Insolvenz-
gläubigern, den nachrangigen Gläubigern sowie den ausgeschlossenen Gläubigern an-
dererseits unterschieden. Die erste Gruppe erfährt durch ihre priviligierte Stellung im
Insolvenzrecht regelmäßig eine volle bzw relativ hohe Erfüllung ihrer Forderungen. Die
zweite Gruppe erhält in den meisten Fällen bloß den quotenmäßig aufgeteilten Rest am
Vermögen des Schuldners bzw erleidet einen völligen Ausfall der Forderungen.

Unter Aussonderungs- und Absonderungsgläubigern werden jene Gläubiger verstanden,
welche über bestimmte priviligierte Rechte (Pfandrecht, Eigentum,...) verfügen die zu
einer bevorzugten Befriedigung ihrer Forderungen führen. Die Ausübung dieser Rechte
im Insolvenzverfahren unterliegt bestimmten Einschränkungen wie bspw einer zwölf mo-
natigen Zwangsstundung oder im Erlöschen bestimmter Pfandrechte, was einen Eigriff
in die Eigentumsgarantie dieser Gläubiger darstellt.

Die Forderungen der Insolvenzgläubiger, als die eigentlich Betroffenen des Insolvenz-
verfahrens, werden quotenmäßig durch das am Ende des Verfahrens übrig gebliebene
Vermögen gedeckt. Weiters entsteht die Gläubigerkategorie der Massegläubiger, welche
meist erst während des Verfahrens entstehen und volle Deckung ihrer Forderung, noch
vor den Insolvenzgläubigern, aus der Masse erlangen.

Den Eigentümern einer insolventen Kapitalgesellschaft bleibt in der Insolvenz der Gesell-
schaft nicht einmal der Anspruch als Insolvenzforderung, sondern lediglich ein nachrangi-
ger Anspruch nach Befriedigung aller Insolvenzgläubiger. Durch das Eigenkapitalersatz-
gesetz wird die Trennlinie zwischen Eigen- und Fremdkapital nocheinmal verschoben.
Es wird die für das Eigenkapital vorgesehene Rechtsfolge der nachrangigen Befriedigung
auch auf in der Krise gewährte Kredite und Gesellschafterdarlehen ausgeweitet.

Eine besonders intensive Beschränkung erfährt die Gläubigerstellung durch die Möglich-
keit der Restschuldbefreiung im Schuldenregulierungsverfahren. Diese Verfahrensart des
Insolvenzverfahrens ist für insolvente natürliche Personen vorgesehen. Dafür ist einerseits
eine bestimmte Mindestquote an erfüllten Forderungen zu erreichen andererseits besteht
auch die Möglichkeit eine Restschuldbefreiung durch eine richterliche Entscheidung auf
Billigkeit zu erlangen.

Für Geschäftsführer bzw Vorstände von juristschen Personen besteht ein spezielles Haf-
tungsregime. Diese haften bspw bei Verletzung der durch das Betriebsreorganisations-
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gesetz auferlegten Pflichten der Masse. Auch bestehen spezielle Haftungsbestimmungen
für Sozialversicherungsbeiträge und Abgaben, die von insolventen Kapitalgesellschaften
abzuführen gewesen währen.

Neue Herausforderungen für das Insolvenzrecht ergeben sich aus der zunehmenden Inte-
gration der europäischen Rechtsordnungen. Durch die wechselseitige Anerkennung von
europäischen Insolvenzverfahren eröffnet sich dadurch auch ein „Wettbewerb“ der Rechts-
ordnungen auf dem Gebiet des Insolvenzrechts. Der Schuldner ist unter bestimmten
Voraussetzungen in der Lage sich den Standort des Verfahrens und damit gekoppelt
einen großen Teil des anwendbaren Rechts auszuwählen und dadurch sogenanntes „fo-
rum shopping“ zu betreiben. Für den österreichische Gläubiger kann durch die Auswahl
des Schuldners von einer für ihn vorteilhafteren Rechtsordnungen ein stärkerer Eingriff
in seine Forderungen entstehen, was im Konflikt mit der verfassungsrechtlichen Eigen-
tumsgarantie stehen könnte.

2 Forschungsfragen

Bei all den im Umriss des Dissertationsvorhabens dargestellten Punkten bestehen Ein-
griffe in die grundrechtlich garantierte Eigentumsfreiheit durch das Insolvenzrecht. Wei-
ters ist zu erwarten, dass während der Erstellung der Disseration noch weitere Berüh-
rungspunkte zwischen dem materiellen Insolvenzrecht und der Eigentumsgarantie in Er-
scheinung treten.

Es stellt sich bei allen herauszuarbeitenden Berührungspunkten die Frage, ob die vom
Gesetzgeber getroffenen Regelungen mit der Eigentumsgarantie konform sind, ob eine
andere Regelung geboten oder sogar ein Anspruch auf diese oder eine andere Regelung
besteht. Unvereinbarkeiten zwischen dem geltenden Insolvenzrecht und der Eigentums-
garantie können selbstverständlich schuldner- und gläubierseitig auftreten.

Diese offenen Fragen nach der Konformität, Notwendigkeit bzw Alternativität der be-
stehenden Insolvenzbestimmungen sollen durch dieses Disserationsprojekt beantwortet
werden.
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3 Methode

Die relevanten Bestimmungen werden nach dem in der österreichischen Rechtswissen-
schaft vorherrschenden Methodenkanon beginnend mit der Wortinterpretation an Hand
der wörtlichen Bedeutung der Bestimmungen sowie durch die systematisch-logische Aus-
legung an Hand der logischen Struktur der Normtexte ausgelegt. Weiters wird die his-
torische Auslegung sowie die objektiv-teleologische Auslegung zu Hilfe genommen um
den genauen Norminhalt der einzelnen Bestimmungen zu ermitteln. Zu diesem Zweck
wird neben der eigentlichen Rechtsquelle auch Rechtsprechung, Materialien aus der Ent-
wicklung der Bestimmung sowie wissenschaftliche Literatur als Erkenntnisquelle verwen-
det.

Des Weiteren kommt bei jenen Bestimmungen, welche auf Rechtsakten der Europäischen
Union basieren die europarechtskonforme Interpretation zur Anwendung.

Im ersten Teil der Dissertation soll der Regelungsinhalt der Eigentumsgarantie nach
der oben dargestellten Methode möglichst exakt ermittelt und dargestellt werden. Im
zweiten Teil werden die in die Rechtsbeziehungen des Schuldners eingreifenden Bestim-
mungen des Insolvenzrechts analysiert und interpretiert sowie deren Konformität mit
der Eigentumsgarantie durch die Grundrechtsprüfung ermittelt.
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4 Zeitplan

Semester Lehrveranstaltungen Dissertation
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zur Präsentation des Disserationsvorhabens
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KU Materielles Insolvenzrecht mit Schwerpunkt
Anfechtungsrecht

SS 2015 alle weiteren erforderlichen Lehrveranstaltungen Verfassen der Dis-
sertation

Studienjahr
2015/16

Verfassen der Dis-
sertation, Abgabe
und Defensio
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